
Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: 02 Holdings Limited & 02 (UK) Limited

Beklagte: Hutchinson 3G UK Limited

Vorlagefragen

1. Fällt die Benutzung einer Marke in der Weise, dass ein Händ-
ler in der Werbung für seine eigenen Waren oder Dienstleis-
tungen die eingetragene Marke eines Wettbewerbers für einen
Vergleich der Merkmale (und insbesondere des Preises) der
von ihm vermarkteten Waren oder Dienstleistungen mit den
Merkmalen (und insbesondere dem Preis) der von dem Wett-
bewerber unter dieser Marke vermarkteten Waren oder
Dienstleistungen so benutzt, dass dies keine Verwechslung
hervorruft oder in anderer Weise die wesentliche Funktion
der Marke als Hinweis auf die Herkunft beeinträchtigt, unter
Art. 5 Abs. 1 Buchst. a oder Buchst. b der Richtlinie
89/104 (1)?

2. Muss, wenn ein Händler die eingetragene Marke eines Wett-
bewerbers in einer vergleichenden Werbung benutzt, diese
Benutzung, um mit Art. 3a der Richtlinie 84/450 (2) in der
geänderten Fassung vereinbar zu sein, „unerlässlich“ sein,
und, bejahendenfalls, nach welchen Kriterien ist die Unerläss-
lichkeit zu beurteilen?

3. Schließt das Erfordernis der Unerlässlichkeit, wenn ein sol-
ches besteht, namentlich die Benutzung eines Zeichens aus,
das mit der eingetragenen Marke nicht identisch, ihr jedoch
sehr ähnlich ist?

(1) ABl. L 40, S. 1.
(2) ABl. L 250, S. 17.

Klage, eingereicht am 12. Januar 2007 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Königreich Spanien

(Rechtssache C-6/07)

(2007/C 56/38)

Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: J. Enegren und R. Vidal Puig)

Beklagter: Königreich Spanien

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass das Königreich Spanien dadurch gegen
seine Verpflichtungen aus der Richtlinie 2002/74/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September
2002 zur Änderung der Richtlinie 80/987/EWG des Rates
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit
des Arbeitgebers (1) verstoßen hat, dass es die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie nachzukommen, nicht erlassen hat und diese
jedenfalls der Kommission nicht mitgeteilt hat;

— dem Königreich Spanien die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2002/74 in das inner-
staatliche Recht sei am 8. Oktober 2005 abgelaufen.

(1) ABl. L 270, S. 1.

Vorabentscheidungsersuchen des Hof van Beroep te Gent
(Belgien), eingereicht am 18. Januar 2007 — Hans Ecke-

lkamp u. a./Belgischer Staat

(Rechtssache C-11/07)

(2007/C 56/39)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

Hof van Beroep te Gent

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Hans Eckelkamp u. a.

Beklagter: Belgischer Staat

Vorlagefrage

Stehen Art. 12 in Verbindung mit den Art. 17 und 18 EG-Ver-
trag und Art. 56 in Verbindung mit Art. 58 EG-Vertrag einer
nationalen Regelung eines Mitgliedstaats entgegen, wonach im
Fall des erbrechtlichen Erwerbs einer unbeweglichen Sache, die
in einem Mitgliedstaat (Belegenheitsstaat) belegen ist, dieser eine
Steuer auf den Wert dieser unbeweglichen Sache erhebt, wobei
er einen Abzug in Höhe des Werts der auf dieser Sache ruhen-
den Lasten (wie z. B. durch eine hypothekarische Vollmacht
bezüglich der unbeweglichen Sache gesicherte Verbindlichkeit)
zwar für den Fall zulässt, dass der Erblasser bei seinem Tod im
Belegenheitsstaat wohnte, nicht aber für den Fall, dass der Erb-
lasser bei seinem Tod in einem anderen Mitgliedstaat (dem
Wohnstaat) wohnte?
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